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Einleitung 

Die Internationalisierung des Wirtschaftsverkehrs  hat zwei wesentliche 
Aspekte, den grenzüberschreitenden Handel sowie die Investitionen im 
Ausland. Auslandsinvestitionen begegnen in unterschiedlichen Formen. Sie 
unterteilen sich nach der üblichen Definition in Direktinvestitionen  und 
Portfolioinvestitionen 1. Letztere erfolgen über den Kapitalmarkt; im Vorder-
grund des Interesses steht die Dividende. Direktinvestitionen lassen sich 
demgegenüber als Kapitalanlagen definieren, die vom Investor in der 
Absicht vorgenommen werden, einen unmittelbaren Einfluß auf die 
Geschäftstätigkeit des kapitalnehmenden Unternehmens zu gewinnen oder 
einem Unternehmen, an dem der Investor bereits maßgeblich beteiligt ist, 
neue Mitttel zuzuführen 2. 

Der weltweite Bestand an ausländischen Direktinvestitionen hat sich im 
Zeitraum von 1982 bis 1994 vervierfacht  und betrug zuletzt ca. 3,2 Bill io-
nen US-Dollar. Die jährlichen globalen Zuströme an ausländischen Direkt-
investitionen erreichten 1996 mit ca. 350 Mrd. US-Dollar einen neuen 
Rekordwert. Die meisten dieser Investitionen fließen innerhalb der drei 
Handelsblöcke USA, Europäische Union und Japan, also zwischen den ent-

1 Grämlich,  L·, Rechtsgestalt, Regelungstypen und Rechtsschutz bei grenzüber-
schreitenden Investitionen, Baden-Baden 1984, S. 125ff.;  Hahn, H./Grämlich,  L·, 
Regelungstypen internationaler Investitionen, Archiv des Völkerrechts 21 (1983), 
145-238 (149); Jüttner,  H, Förderung und Schutz deutscher Direktinvestitionen in 
Entwicklungsländern (unter besonderer Berücksichtigung der Wirksamkeit von Inve-
stitionsförderungsVerträgen),  Baden-Baden 1973, S. 37; Lämmerzahl,  M., Der völ-
kerrechtliche Schutz von Investitionen der Unternehmen kapitalistischer Industrie-
staaten in Entwicklunsgländern (unter besonderer Berücksichtigung der USA und 
der BRD), Potsdam 1984, S. 10; Pollak,  Chr./Riedel,  J., Industriekooperation mit 
Schwellenländern - Bedeutung - Hindernisse - Förderung, München 1984; Vagts, 
D. F., Dispute-Resolution Mechanisms in International Business, RdC 203 (1987 
III), 9-94 (7); Wegen,  G., Dispute Settlement and Arbitration, in Rubin,  S./Nelson, 
R. (eds.), International Investment Disputes: Avoidance and Settlement 1985, S. 59-
73; zu den Problemen bei der Unterscheidung zwischen den beiden Investitionsarten 
siehe Ebenroth,  C.-T.,  Code of Conduct - Ansätze zur vertraglichen Gestaltung in-
ternationaler Investitionen, Konstanz 1987, RdNr. 97 ff.;  Hahn, H./Grämlich,  L·, 
ibid. S. 150, Fn. 28 und 29. 

2 §§ 55 und 57 der Verordnung zur Durchführung  des Außenwirtschaftsgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 22. November 1993, BGBl. I, S. 1934, 
definieren Direktinvestitionen als „Leistungen  ... welche  die  Anlage von Vermögen 
... zur  Schaffung  dauerhafter  Wirtschaftsverbindungen  ... bezwecken 
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wickelten Staaten. Nach den Angaben der UNCTAD  haben aber die Investi-
tionen der Enwicklungsländer selbst stark zugenommen3. Diese Hinweise 
mögen genügen, um die immer noch zunehmende Bedeutung der Ausland-
investitionen für die Weltwirtschaft  zu belegen. 

Um möglichen Konflikten vorzubeugen und einen Ordnungsrahmen für 
die Abwicklung der Investitionen zu schaffen,  wählen die Parteien nicht 
selten den Weg einer Übereinkunft  mit dem Staat. Der Vertrag zwischen 
dem investitionswilligen ausländischen Privaten und dem an der Aufnahme 
der Kapitalanlage in seinen Grenzen interessierten Gastland (Investitions-
schutzvertrag)  ist damit das Instrument, das im internationalen Rechtsver-
kehr die wirtschaftliche Tätigkeit im Ausland erleichtern und die Investitio-
nen gegenüber dem Gaststaat absichern soll. 

Im Laufe der Entwicklung der internationalen wirtschaftlichen Zusam-
menarbeit haben sich die Vereinbarungen zwischen ausländlischen (priva-
ten) Investoren und Regierungen oder staatseigenen Unternehmen zuneh-
mend komplex gestaltet. Ausgehend von dem klassischen Instrument des 
Konzessionsvertrags variieren heute die Vertragsarten sowohl in Hinsicht 
auf die Regelungsinhalte als auch in bezug auf die Art der Beteiligung des 
Staates an der geplanten wirtschaftlichen Tätigkeit4. Zusätzlich haben die 
Entwicklungsländer Bemühungen unternommen, um bestehende Verträge zu 
ihren Gunsten abzuändern5. Diese neuen Umstände haben zu einer Häufung 
von Rechtskonflikten bei der Abwicklung von Investitionsschutzverträgen 
geführt  und haben das Bedürfnis für ein effektives  Mittel zu ihrer Verhü-
tung und, wenn dies nicht gelingt, zu ihrer friedlichen Beilegung, deutlich 
gemacht. 

Einen supranationalen Gerichtshof,  der sich allgemein den Interessen der 
an einem Investitionssschutzvertrag beteiligten Parteien annimt, gibt es der-
zeit nicht. Die Unterwerfung  unter die staatlichen Gerichte des Gastlandes 

3 Nach dem jüngsten World Investment Report stammen 1996 85% aller ausflie-
ßenden Direktinvestitionen aus OECD-Staaten.  Umgekehrt hatten 63% aller einflie-
ßenden Direktinvestitionen OECD-Staatan  als Ziel; siehe UNCTAD,  World Invest-
ment Report 1997, Transnational Corporations, Market Strukture and Competition 
Policy, New York/Genf 1997. 

4 Die Bezeichnungen der Verträge zwischen Staat und Unternehmen sind eben-
falls sehr unterschiedlich. Es finden sich „joint  venture  agreements „service  con-
tracts-  und Dienstleistungsverträge", „production-sharing-agreements",  „mining 
conventions ",  „master  agreements „technical  assistance  agreements  „agree-
ments on foreign  capital  investment „establishment  conventions " u.a.m.; vgl. da-
zu unten, unter Teil 1, § 1. 

5 Zu dem in den Entwicklungsländern geprägten Gedanken eines sogenannten 
„New  International  Economic  Order"  und zu ihrem neuen Selbstbewußtsein, das 
sich auch in dem Wunsch nach Souveränität über die eigenen Bodenschätze aus-
drückt vgl. unten, unter Teil 1, § 7, Β, VII. 



Einleitung 

ist für den Privatunternehmer kaum zumutbar. Er müßte damit rechnen, daß 
diese Gerichte befangen sind und für seine Belange kein Verständnis 
zeigen. Für den staatlichen Vertragspartner  verbietet es sich aus Souveräni-
tätsgründen, die Zuständigkeit der Gerichte im Heimatstaat des ausländi-
schen Investors zu akzeptieren. Somit bleibt den Parteien allein die Mög-
lichkeit, durch einen Schiedsvertrag den Streit den staatlichen Gerichten zu 
entziehen und durch parteiernannte Richter lösen zu lassen, die ihr Ver-
trauen genießen6. 

Die vorliegende Arbeit hat es sich daher zur Aufgabe gemacht, auf die 
wichtigsten Verfahrens-  und materiellrechtlichen Probleme bei der Streitbei-
legung von Konflikten aus Verträgen zwischen Staaten und fremden Inve-
storen einzugehen. Im Mittelpunkt der Untersuchung steht ein bestimmter 
Vertragstyp von Vereinbarungen zwischen einem Gastland und einem aus-
ländischen Privatunternehmen, nämlich jener, bei dem ein Investitionspro-
jekt in dem betreffenden  Land durchgeführt  wird und der in der Ausgestal-
tung einem völkerrechtlichen Vertrag nahekommt (Konzessionsvertrag). 

Im ersten Paragraph geht es um die Abgrenzung der traditionellen Kon-
zession von verwandten Verträgen für die Abwicklung des grenzüberschrei-
tenden Wirtschaftsverkehrs  und um die Frage der rechtlichen Qualifikation 
von Konzessionsverträgen als öffentlich-rechtliche  oder gemischt privat-
rechtlich/öffentlich-rechtliche  Akte (Teil  1, § 7). Im weiteren Vorgehen 
wird die Bedeutung der Schiedsgerichtsbarkeit bei internationalen Konzes-
sionen aufgezeigt, wobei besonderes Augenmerk auf den Streitschlichtungs-
mechanismus des Weltbankübereinkommens  vom 18. März 1965 zur Beile-
gung von Investitionsstreitigkeiten zwischen Staaten und Angehörigen ande-
rer Staaten gelegt wird (Teil  1, § 2). Sodann wird dem Problem 
nachgegangen, inwieweit sich staatliche Unternehmen, die oft als Vertrags-
partner eines Konzessionsvertrags auftreten, hoheitliche Eingriffe  des eige-
nen Staates zurechnen lassen müssen und unter welchen Voraussetzungen 
eine subsidiäre Haftung des Staates für die Verbindlichkeiten seiner Unter-
nehmen in Betracht kommen kann (Teil  1, § 3). 

Als nächstes folgt das Problem der Geltendmachung der Einrede der 
Staatenimmunität in schiedsgerichtlichen und staatlichen Prozessen, die auf 
das Schiedsverfahren  oder den Schiedsspruch bezogen sind (Teil  1, § 4). 
Die Frage der Fähigkeit des Staates und der juristischen Personen des 
öffentlichen  Rechts, Schiedsklauseln wirksam vereinbaren zu können sowie 
die Berücksichtigung etwaiger diesbezüglicher nationaler Einschränkungen 
oder Verbote durch internationale (Schieds-) Gerichte soll daran anschlie-
ßend behandelt werden (Teil  1, § 5). 

6 Näher dazu unten, unter Teil 1, § 2. 


